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Umweltrecht in Deutschland 

FACHBEITRAG ZUM PANEL 2  

Fachbeitrag von Prof. Dr. Michael Klöpfer,  

Inhaber des Lehrstuhls für Staats- und 

Verwaltungsrecht, Europarecht, Umwelt-

recht, Finanzrecht und Wirtschaftsrecht 

an der Humboldt-Universität zu Berlin im 

Rahmen eines Internationen Fachgesprä-

ches zum Thema „Umweltrechtliche Ges-

taltung der Zukunft“ Ende Mai in Peking. 

Am 6. Juni 2006 feiert das Bundesministeri-

um für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit (BMU) sein zwanzigjähriges Beste-

hen. In einem Hintergrundpapier1 des Minis-

teriums heißt es dazu: „Umweltverschmut-

zung und Umweltschutz haben natürlich ei-

ne viel längere Geschichte als das Bundes-

umweltministerium. [...] Schon lange vor 

der Gründung von Umweltressorts – ob in 

Bund oder Ländern – stritten sich die Exper-

ten, Kommentatoren, Politiker und Politike-

rinnen, in welcher Institution Umweltpolitik 

die größte Schlagkraft entwickeln könne. 

Während einerseits die Isolierung der Um-

weltinteressen in einem eigenen, kleinen 

Ministerium befürchtet wurde, hoffte man 

andererseits darauf, in einem eigenen Um-

weltressort tatsächlich in erster Linie dem 

Umweltschutz verpflichtet zu sein und sich 

nicht länger einem anderen Ressortinteres-

se, wie z.B. der Verkehrs- oder der Land-

wirtschaft, unterordnen zu müssen. [...] 

1970 wurde in der Bundesrepublik Deutsch-

land das erste Umweltministerium gegrün-

det – der Freistaat Bayern hatte hier die 

Nase vorn. Auf Bundesebene beschloss die 

Bundesregierung 1971 erstmals ein Um-

weltprogramm2. Die umweltpolitischen Zu-

ständigkeiten innerhalb der Bundesregie-

rung verteilten sich auf sieben Ressorts, 

wobei vor allem das Bundesinnenministeri-

um mit seiner Abteilung „U“ sich des The-

mas Umweltschutz annahm, während der 

Naturschutz im Bundeslandwirtschaftsminis-

terium angesiedelt war.“ 

Die Existenzberechtigung eines eigenen 

Bundesumweltministeriums sowie ei-

genständiger3 Umweltministerien in zwölf 

Bundesländern4 wird heute niemand mehr 

ernstlich bestreiten. Die Bündelung von 

Umweltinteressen und die gesellschaftliche 

Sensibilisierung für Umweltbelange haben 

sich als effektiv erwiesen. Gerade der zweite 

Aspekt bleibt trotz erster Erfolge weiterhin 

eine wichtige Aufgabe, denn erfolgreicher 

Umweltschutz kann nicht allein vom Staat 

und den Instrumenten seines Handelns er-

reicht werden5. 

Nichtsdestotrotz gehen vom Umweltrecht 

selbstverständlich entscheidende Impulse 

für das gesellschaftliche Bewusstsein aus. In 

Anknüpfung an die Ausführungen zum Jubi-

läum des Bundesumweltministeriums steht 

im Mittelpunkt der folgenden Einführung in 

das Umweltrecht zunächst dessen jüngere 

historische Entwicklung (dazu unter 1.); so-

dann ist auf den Begriff des Umweltrechts 

(dazu unter 2.), seine Systematik und Kodi-

fizierung (dazu unter 3.), die es prägenden 

Prinzipien (dazu unter 4.), und schließlich 

auf die sich abzeichnenden Entwicklungs-

perspektiven (dazu unter 5.) einzugehen. 

Nicht eingegangen werden soll hier zur Ver-

meidung von Wiederholungen im Hinblick 

auf das Panel 1 auf die Instrumente des 

Umweltrechts, deren Effizienz und Wandel. 

1. Geschichtliche Entwicklung 

Das moderne Umweltrecht der Bundesrepu-

blik Deutschland kann auf eine nunmehr 

rund fünfunddreißigjährige Geschichte zu-

rückblicken. Im Verlauf 1960er und Anfang 
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der 1970er Jahre erwachte allmählich das 

gesellschaftliche Interesse am Umwelt-

schutz und führte zu lebhafter werdenden 

Diskussionen. Daraus entwickelte sich das 

erste Umweltprogramm der Bundesregie-

rung vom 29. September 19716. Dieses 

enthielt ein politisches Bekenntnis zum 

Umweltschutz als einer wesentliche Aufgabe 

des Staates – dem erst knapp fünfundzwan-

zig Jahre später ein verfassungsrechtliches 

folgte7 –, und in ihm war ein noch ausfül-

lungsbedürftiges, aber bekennend umwelt-

spezifisches Gesetzgebungsprogramm nie-

dergelegt. Verdient gemacht hat sich das 

Umweltprogramm von 1971 nicht zuletzt 

auch dadurch, dass die elementaren Prinzi-

pien der Umweltschutzgesetzgebung, das 

Vorsorgeprinzip, das Verursacherprinzip und 

das Kooperationsprinzip, in ihm erstmals 

formuliert wurden. 

In den Folgeprozess, der auch die am 5. Ju-

ni 1972 beginnende erste Umweltkonferenz 

der Vereinten Nationen in Stockholm flan-

kierte, schreiben sich umfangreiche Gesetz-

gebungsaktivitäten des Bundes ein. Soweit 

dabei von einer „Pionierphase der Umwelt-

gesetzgebung“ gesprochen wird, ist dies nur 

mit Rücksicht auf die Kompetenzverteilung 

des Grundgesetzes im Hinblick auf den 

Bund zutreffend. Die Länder hatten bereits 

in den 1960er Jahren beispielsweise auf 

dem Gebiet des Immissionsschutzrechts 

Gesetzgebungsinitiative im Umweltbereich 

ergriffen, wodurch sich der Föderalismus als 

Triebfeder des Umweltschutzgedankens er-

wiesen hatte. Der Bund zog im Nachgang 

des Umweltprogramms 1971 mit dem Ben-

zin-Blei-Gesetz von 19718, dem Abfallgesetz 

aus dem Jahr 1972 (heute: Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetz)9 und dem Bun-

des-Immissionsschutzgesetz von 197410 mit 

den dazugehörigen Verordnungen nach. 

1976 wurden das Atomgesetz11 und das 

Wasserhaushaltsgesetz12 reformiert sowie 

das Abwasserabgabengesetz13 und das 

Bundesnaturschutzgesetz14 verabschiedet. 

In den 1980er Jahren trat der Gesetzgeber 

in eine Modernisierungsphase des Umwelt-

rechts ein, die vor dem Hintergrund günsti-

ger wirtschaftlicher Bedingungen erfolgte, 

aber wie schon in den 1970er Jahren nach 

einem letzten öffentlichen Aufschrecken 

durch das Reaktorunglück von Tschernobyl 

am 26. April 1986 schließlich von abflauen-

der Reformbereitschaft eingeholt wurde. In 

diesen Zeitraum fällt auch die Verankerung 

einer eigenen Kompetenzgrundlage für eine 

europäische Umweltpolitik im EWG-

Vertrag15 durch die Einheitliche Europäische 

Akte (EEA) vom 17./28. Februar 1986, die 

sich heute in einem eigenen Titel XIX, „Um-

welt“, in den Art. 174-176 EG findet16. Al-

lerdings waren die Europäischen Gemein-

schaften schon zuvor auf dem Gebiet des 

Umweltrechts mittels rund 200 Rechtsak-

ten17 rechtsetzend tätig geworden, wobei 

die wettbewerbsrelevanten Aspekte des 

Umweltschutzes im Mittelpunkt standen. 

Vor allem mit der Richtlinie 85/377/EWG18 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung, der 

Richtlinie 90/313/EWG über den freien Zu-

gang zu Informationen über die Umwelt19, 

der Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 

Vermeidung und Verminderung der Um-

weltverschmutzung20 und der Verordnung 

(EG) Nr. 761/2001 über das so genannte 

gemeinschaftliche "Öko-Audit-System"21 

sind von den Europäischen Gemeinschaften 

wichtige Impulse zur Weiterentwicklung des 

Umweltrechts in Europa ausgegangen, die 

im Kontrast zu der politischen Kritik steht, 

die EU begünstige einen Standortwettbe-

werb zu Lasten des Umweltschutzes22. 

Anfang des letzten Jahrzehnts des 20. Jahr-

hunderts stellte die deutsche Wiedervereini-

gung das Umweltrecht vor eine Herausfor-

derung bis dahin ungekannten Ausmaßes23. 

Die unter dem Oberbegriff „Herstellung der 

ökologischen Einheit“24 zusammengefassten 

Aufgaben führten zu zum Teil kontroversen 

Entwicklungen. Einerseits wurden Umwelt-

schutzbestimmungen als Investitionshinder-

nisse angesehen, deren Wirkung durch die 

so genannten Beschleunigungsgesetze25 und 

die Einschränkung des Anwendungsberei-

ches von DDR-Naturschutzverordnungen26 

abgemildert werden sollte. 

Andererseits herrschte im Beitrittsgebiet 

eine Umweltsituation, die der Bericht der 

Bundesregierung "Umwelt 1994. Politik für 

eine nachhaltige, umweltgerechte Entwick-

lung" wie folgt beschreibt: "Die neuen Län-

der sind besonders in Industrieregionen mit 

enormen Umwelthypotheken belastet. Die 



 3 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 

 

CHINA 

MICHAEL KLOEPFER 

 

Juni 2006 

 

www.kas.de/china 

www.kas.de  

 

zum Teil dramatischen Belastungen von Bo-

den, Wasser und Luft sind in weiten Berei-

chen das Ergebnis der jahrzehntelangen so-

zialistischen Planwirtschaft, die durch den 

rücksichtslosen Umgang mit den natürlichen 

Ressourcen gekennzeichnet war und not-

wendige strukturelle Anpassungen verhin-

dert hat. Eine ineffiziente Energieversor-

gung, veraltete Produktionsstrukturen, eine 

unzureichende Versorgungs- und Entsor-

gungsstruktur und eine industriell geprägte 

Landwirtschaft mit hohem Einsatz von Dün-

ge- und Pflanzenschutzmitteln haben zu 

teilweise erheblichen Schädigungen der 

Umwelt geführt."27 Diese Zustände machten 

einen erheblichen Aufwand zur Sanierung 

der so entstandenen ökologischen Altlasten 

erforderlich28, welche noch nicht abge-

schlossen ist. 

Zugleich ergriff der Verfassungsgeber im 

Rahmen des Wiedervereinigungsprozesses 

die Gelegenheit, der seit Ende der 1960er 

Jahre schwelenden zunächst politischen und 

später auch juristischen Diskussion um die 

Verankerung des Umweltschutzes im 

Grundgesetz weitgehend ein Ende zu set-

zen, indem er auf der Grundlage der Ergeb-

nisse der gemeinsamen Verfassungskom-

mission den Art. 20a in das Grundgesetz 

einfügte29, der den Schutz der natürlichen 

Lebensgrundlagen als Gegenstand einer 

Staatszielbestimmung enthält. 

Ende der 1990er Jahre und zu Beginn des 

21. Jahrhunderts stand und steht das Um-

weltrecht schließlich im Zeichen von Um-

weltabgaben wie Ökosteuer30 und Do-

senpfand31, von Energiewende32 und Anpas-

sung des nationalen Rechts an europarecht-

liche Vorgaben33. 

In den letztgenannten Zusammenhang fal-

len auch zwei Initiativen der Bundesregie-

rung der 15. Legislaturperiode, die aufgrund 

der Auflösung des Bundestages 2005 dem 

Grundsatz der Diskontinuität zum Opfer fie-

len. Sie hatte noch Referentenentwürfe zu 

einem Umweltschadensgesetz34 und einem 

Umweltrechtsbehelfegesetz35 auf den Weg 

gebracht, die den ersten Entwurf betreffend 

eine Haftung auch für schädliche Nebenfol-

gen genehmigter Tätigkeiten und den zwei-

ten Entwurf betreffend eine Verallgemeine-

rung der Verbandsklage im Umweltrecht 

zum Gegenstand hatten36. 

2. Begriff des Umweltrechts 

Das Recht bildet einen Sachverhalt der Le-

benswelt ab und ordnet ihm in einem Kondi-

tionalprogramm eine Rechtsfolge zu. Um 

den Begriff des Umweltrechts erfassen zu 

können, ist es daher erforderlich, als be-

griffliche Vorklärung und zugleich als Präzi-

sierung des Rechtsgutes Umwelt die Defini-

tion des Umweltschutzes in den Blick zu 

nehmen. "Umweltschutz ist die Gesamtheit 

der Maßnahmen, welche die Umwelt des 

Menschen vor schädlichen Auswirkungen 

der Zivilisation schützen"37. Lange Zeit 

herrschte Streit darüber, ob dem ein anth-

ropozentrischer oder ein ökozentrischer 

Umweltbegriff zugrunde zu legen sei38. Da-

hinter verbarg sich die Frage, ob die Umwelt 

hauptsächlich in ihrer dem Menschen die-

nenden Funktion oder aus ihrem originären 

Selbstwert heraus zu schützen sei. 

Nach und nach setzte sich jedoch die Er-

kenntnis durch, dass der Schutz der Umwelt 

stets jedenfalls mittelbar vorteilhafte Folgen 

bzw. die Abwendung negativer Auswirkun-

gen zugunsten der Existenz des Menschen 

erwarten lässt39. 

Mit der Aufnahme des Art. 20a in das 

Grundgesetz, der den "Schutz der natürli-

chen Lebensgrundlagen" zum Staatsziel er-

hebt, hat der Verfassungsgeber ebenfalls 

einer vermittelnden Begriffsbildung den Vor-

zug gegeben. Er hat die natürlichen Lebens-

grundlagen als Synonym für die Umwelt 

verwendet40 und sich damit gegen einen 

anthropozentrischen Ansatz entschieden, 

dessen Vertreter den Wortlaut "Schutz der 

natürlichen Lebensgrundlagen des Men-

schen" favorisiert hatten41. Umweltschutz 

endet also auch von Verfassungswegen 

nicht schon bei der Bewahrung eines ökolo-

gischen Existenzminimums42. 

Daraus folgt, dass Umweltschutz eine bipo-

lare Wirkrichtung haben muss: einerseits 

bedarf es des repressiven Umweltschutzes 

zur Beseitigung bereits eingetretener und 

der Begrenzung bestehender Umweltbeein-

trächtigungen, andererseits ist auch präven-
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tiver Umweltschutz im Sinne einer gestalte-

rischen Einflussnahme auf die Zukunft mit 

dem Ziel erforderlich, den Eintritt von Um-

weltverschlechterungen zu verhindern. 

Dies vorweggeschickt lässt sich das Um-

weltrecht im weiteren Sinne definieren als 

die Gesamtheit umweltrelevanter Regelun-

gen. Damit ist der Charakter des Umwelt-

rechts als Querschnittsmaterie angespro-

chen43. Unter den weiten Umweltrechtsbeg-

riff fallen Vorschriften des öffentlichen 

Rechts, des Zivil- und des Strafrechts44, 

mit anderen Worten: umweltschützende 

Normen sind in der gesamten Rechtsord-

nung auffindbar. Dies hatte zur Folge, dass 

noch in den 1970er Jahren der Rechtsge-

bietscharakter des Umweltrechts streitbe-

fangen war45. Dieser Charakter steht – un-

abhängig von der exakten Klärung der Kri-

terien, die erfüllt sein müssen, um von der 

Entstehung eines Rechtsgebiets zu spre-

chen46 – heute außer Zweifel für das Um-

weltrecht im engeren Sinne, zu dem zuvör-

derst Gesetze zählen, die einer spezifisch 

umweltschützenden Aufgabe dienen47. Der 

damit zugleich ausgewiesene – öffentlich-

rechtliche – Kernbereich des Umweltrechts 

besteht aus dem Naturpflegerecht, dem 

Immissionsschutzrecht, dem Strahlen-

schutzrecht, dem Abfallrecht, dem Gewäs-

serschutzrecht, dem Gefahrstoffrecht –

wobei zwischen beiden seit rund zwanzig 

Jahren das Bodenschutzrecht steht48 –, dem 

Energierecht und dem Gentechnikrecht49. 

3. Rechtsquellen, Kodifizierung und Sys-

tematik 

Wie bereits angedeutet, sind die Zuständig-

keiten im Bereich des Umweltrechts im en-

geren Sinne durch das Grundgesetz gemäß 

dessen Artt. 30, 70 ff. nicht gebündelt dem 

Bund oder den Ländern zugewiesen, son-

dern jede der beiden Verbandsebenen hat 

umweltrechtliche Kompetenzen. 

Als die maßgeblichen Umweltschutzgesetze 

auf Bundesebene dürfen – wertungsfrei 

nicht nach ihrer Bedeutung untereinander, 

sondern alphabetisch geordnet – das Ab-

wasserabgabengesetz, das Atomgesetz, das 

Bundes-Bodenschutzgesetz, das Bundes- 

Immissionsschutzgesetz, das Bundesnatur-

schutzgesetz, das Chemikaliengesetz, das 

Elektro- und Elektronikgerätegesetz, das 

Energieeinsparungsgesetz, das Erneuerba-

re-Energiengesetz, das Gentechnikgesetz, 

das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz, das 

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, das 

Pflanzenschutzgesetz, das Stromsteuerge-

setz, das Tierschutzgesetz, das Treibhaus-

gas-Emissionshandelsgesetz, das Umwel-

tauditgesetz, das Umwelthaftungsgesetz, 

das Umweltinformationsgesetz, das Um-

weltverträglichkeitsprüfungsgesetz und das 

Wasserhaushaltsgesetz gelten50. Daneben 

tritt eine Vielzahl von Gesetzen, die Öff-

nungsmechanismen für die Berücksichti-

gung von Umweltbelangen vorhalten, z. B. 

im Technikrecht, Arbeitssicherheitsrecht, 

Baurecht, Verkehrsrecht, Landwirtschafts- 

und Forstrecht. Nicht erst seit der Schaffung 

des Art. 20a GG obliegt dem Gesetzgeber 

eine durchgängige ressort- und gebiets-

übergreifende Rücksichtnahme auf Umwelt-

schutzanliegen51. 

Aus dem Vorstehenden wird zugleich er-

sichtlich, dass eine einheitliche Kodifizie-

rung, wie sie bereits seit Mitte der 1980er 

Jahre angeregt und diskutiert wird52, bislang 

nicht stattgefunden hat. In der ersten Hälfte 

der 1990er Jahre hatte sich diese Diskussi-

on erheblich intensiviert53 und die Entwürfe 

einer Professoren-Kommission sowie die Ar-

beiten einer unabhängigen Sachverständi-

genkommission hervorgebracht54. Das an-

spruchsvolle Projekt, das in ein Umweltge-

setzbuch mit einem Allgemeinen und einem 

Besonderer Teil sollte, kam jedoch nicht 

zum Abschluss. Im Jahr 200055 musste das 

vorläufige Scheitern des Projekts einge-

räumt werden, nachdem ein Referenten-

entwurf über die Ressortabstimmung nicht 

hinausgekommen war. Dies war im Wesent-

lichen auf Bedenken zurückzuführen, dass 

die vorgesehenen Vorschriften des Allge-

meinen Teils des UGB den Anforderungen 

des Art. 75 GG über die Bundeszuständig-

keit für die Rahmengesetzgebung nicht hin-

reichend hätten Rechnung tragen können, 

soweit sie die Bereiche Wasserhaushalt so-

wie Natur und Landschaft erfassten. Es wur-

de befürchtet, bei einer Ausgestaltung des 

Allgemeinen Teils des UGB in Übereinstim-

mung mit den Anforderungen des Art. 75 
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GG die mit der Kodifikation und insbesonde-

re der Einführung der integrierten Vorha-

bengenehmigung verfolgten Zielsetzungen 

der Vereinheitlichung, Vereinfachung und 

ökologischen Modernisierung des Umwelt-

rechts zu verfehlen. 

Zwischen den Aspekt der disjunkten Kodifi-

zierung des Umweltrechts und die Darle-

gung seiner Grundprinzipien fügt sich der 

Umstand, dass die Lehre dennoch das deut-

sche Umweltrecht in einen Allgemeinen und 

einen Besonderen Teil untergliedert. Zum 

Allgemeinen Teil zählen insbesondere die 

übergreifenden Fragen der Prinzipien des 

Umweltrechts, seiner Instrumente und der 

Haftung für Umweltschäden. Das Besondere 

Umweltrecht wird nach medien- und tätig-

keitsbezogenen Aspekten eingeteilt und be-

steht insbesondere aus den unter 2. am En-

de aufgeführten Rechtsmaterien. 

4. Grundprinzipien 

Aufgrund des Scheiterns des UGB warten 

die Prinzipien des Umweltrechts noch immer 

auf eine explizite schriftliche Fixierung in 

einem übergreifenden Gesetzeswerk56. Da-

mit haben sie noch immer den Status aus-

legungsleitender, mehr der politischen 

Sphäre zuzuordnender Zielsetzungen57. Dies 

schmälert ihre praktische Bedeutung indes 

nicht58. Die wesentlichen hergebrachten 

Prinzipien des Umweltrechts sind: 

a) In zeitlicher Logik an erster Stelle steht 

das Vorsorgeprinzip. Es ist in § 5 Abs. 1 Nr. 

2 BImSchG für das Immissionsschutzrecht 

positivrechtlich normiert und kommt ebenso 

in den Vorschriften über Umwelt- und Um-

weltverträglichkeitsprüfungen zum Aus-

druck. Nach dem Vorsorgeprinzip sollen 

Umweltschäden nach Möglichkeit vermieden 

werden, also nicht erst zur Entstehung ge-

langen. Damit geht das Vorsorgeprinzip 

über das allgemeine Recht der Gefahrenab-

wehr hinaus59; die „Gefahrschwelle“ ist ge-

genüber dem Erfordernis der messbaren 

Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts 

in Abhängigkeit von der Schwere der dro-

henden Rechtsgutsverletzung technisch 

herabgesetzt. Die Konsequenz des Prinzips 

ist eine doppelte: Wo Emissionen nicht ver-

mieden werden können – was Vorrang ge-

nießt –, sind sie an ihrer Quelle auf ein Min-

destmaß zu reduzieren. Letztgenannter As-

pekt wird zuweilen unter Rückgriff auf Ar. 

174 Abs. 2 S. 2 EG als eigenes „Ursprungs-

prinzip“ aufgefasst.  

b) Das Verursacherprinzip, das Leitbild für 

die Verantwortungszuweisung im Umwelt-

recht ist, setzt schwerpunktmäßig im re-

pressiven Bereich an, soll aber auch gene-

ral- und spezialpräventive Wirkung haben: 

nach ihm bzw. seinen positivrechtlichen 

Ausformungen z. B. im Umwelthaftungs-

recht hat derjenige, auf dessen Verhalten 

eine Umweltbelastung zurückzuführen ist, 

auch für die Kosten ihrer Beseitigung oder 

ihres Ausgleichs einzustehen. Dabei greift 

es zu kurz, die Erscheinungsform des Verur-

sacherprinzips in der Verwaltungspraxis auf 

Kostenbescheide zu reduzieren. Dem Verur-

sacherprinzip wohnt auch eine Steuerungs-

funktion im Sinne wirtschaftlicher Vernunft 

inne, indem es zu umweltschonendem Ver-

halten anhalten und ggf. in Form von Aufla-

gen und Anordnungen solches Verhalten mit 

behördlicher Autorität einfordern soll. Das 

Verursacherprinzip gelangt an seine Gren-

zen, wo so genannte Summationseffekte 

und Distanzschäden eine Rolle spielen. Das 

dann eingreifende komplementäre Prinzip 

zum Verursacherprinzip ist das Gemeinlast-

prinzip, das die Verantwortung für die Be-

seitigung bzw. den Ausgleich der Umweltbe-

lastung der verfassten Allgemeinheit aufer-

legt.  

c) Die Trias der Hauptprinzipien des Um-

weltrechts vervollständigt schließlich das 

Kooperationsprinzip, das über die gesamte 

Zeit der Entwicklung des modernen Umwelt-

rechts hinweg in seinen Konturen relativ 

amorph geblieben ist. Es drückt die bereits 

erwähnte Erkenntnis aus, dass Umwelt-

schutz allein von staatlicher Seite zum 

Scheitern verurteilt ist und daher nur ein 

möglichst enges Zusammenwirken des 

Staates und der Subjekte seiner Rechtsord-

nung effektiven Umweltschutz hervorbrin-

gen kann. Seine Absicherung im Verfahren 

findet das Kooperationsprinzip in Vorschrif-

ten über die Öffentlichkeitsbeteiligung in 

Plan- und Genehmigungsverfahren, z. B. in 

§§ 10 BImSchG, 2a, 3 BauGB, sowie in den 
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Regelungen über Verbandsklagen, derzeit v. 

a. noch in den Naturschutzgesetzen der 

Länder60. 

Soweit es verfahrensrechtliche Relevanz 

entfaltet, dient das Kooperationsprinzip da-

zu, werbend für die Akzeptanz staatlicher 

Maßnahmen einzutreten und sie im Gegen-

zug mittels der Öffnung für den Sachvers-

tandes aus nichtstaatlichen Bereich zu op-

timieren, was jeweils ihren Vollzug erleich-

tert. Dabei kommt dem Kooperationsprinzip 

als übergeordnetem Prinzip selbstredend 

keine Eingriffsermächtigungsqualität zu. 

Teilweise wird das Kooperationsprinzip  

schließlich auch als ergänzendes Prinzip bei 

der Frage der Kostenhaftung verstanden, 

wobei unklar geblieben ist, worin der Mehr-

wert gegenüber dem Gemeinlastprinzip 

liegt, wenn dem Kooperationsprinzip inso-

weit entnommen wird, dass es eine gemein-

schaftliche Kostentragung durch Staat und 

Gesellschaft für Umweltschutzmaßnahmen 

vorsieht. Dies kann allenfalls als Erweite-

rung der Kostentragungsregeln auf zu-

kunftsgerichtete Maßnahmen interpretiert 

werden. 

5. Entwicklungsperspektiven 

Den Ausführungen im Koalitionsvertrag von 

CDU, CSU und SPD61 zufolge wird in der ak-

tuellen Legislaturperiode das umweltrechtli-

che Geschehen neben internationalen Be-

mühungen in den Bereichen Klimaschutz 

und Emissionshandel sowie um Nachhaltig-

keitsstrategien ein neuer Anlauf im Hinblick 

auf eine einheitliche Kodifizierung des deut-

schen Umweltrechts in einem Umweltge-

setzbuch (UGB) bestimmen. Dieser schreibt 

sich wegen der bisherigen verfassungs-

rechtlichen Zuständigkeitsprobleme, die den 

Bund in seiner Gesetzgebungstätigkeit im 

Umweltbereich einschränken und die damit 

der Schaffung eines UGB wesentlich entge-

genstanden62, in den Kontext der Debatte 

um die so genannte Föderalismusreform 

ein63. Die Föderalismusreform sollte als 

Chance begriffen werden, der aus diesem 

Staatsorganisationsprinzip fließenden Idee 

des Wettstreits um die besten Lösungen in 

einem dennoch solidarischen Verbund wie-

der zu neuer Kraft zu verhelfen, den es in 

der Vergangenheit für den hier interessie-

renden Gegenstand wie dargelegt gerade 

am Beginn der Entwicklung des modernen 

deutschen Umweltrechts hatte. 

Die Hauptgründe, die für ein UGB sprechen, 

sind nicht neu. Wie bereits im Hinblick auf 

die Systematik erläutert, erschweren stark 

verschränkte und verzweigte Verbands- und 

Organzuständigkeiten eine Umweltpolitik, -

gesetzgebung und -verwaltung aus einem 

Guss. 

Nach dem Willen der Koalitionspartner soll 

daher in einem UGB auch die Konzentrati-

onswirkung von Genehmigungen gestärkt 

werden. Geplant ist, im Zuge der Umgestal-

tung der Kompetenzmodi nach Abschaffung 

der Rahmengesetzgebungskompetenz des 

Bundes insbesondere die Bereiche Natur-

schutz und Landschaftspflege sowie Was-

serhaushalt in die konkurrierende Gesetz-

gebung und zugleich in eine so genannte 

Abweichungsgesetzgebung der Länder ein-

zugliedern64. Hinsichtlich der konkurrieren-

den Gesetzgebung soll weiter der Anwen-

dungsbereich Subsidiaritätsklausel des Art. 

72 Abs. 2 GG bezüglich Luftreinhaltung und 

Lärmbekämpfung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 24, 2. 

und 3. Var. GG) eingeschränkt werden, die 

gleichzeitig mit der Einführung des Art. 20a 

GG 1994 umgestaltet wurde und die ver-

langt, dass der Bund sein Tätigwerden auf 

Fälle beschränkt, in denen die Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bun-

desgebiet oder die Wahrung der Rechts- 

oder Wirtschaftseinheit nach Grund und 

Umfang im gesamtstaatlichen Interesse ei-

ne bundesgesetzliche Regelung erforderlich 

macht65. 

Neu zu schaffendes Übergangsrecht soll da-

für Sorge tragen, dass derzeit geltendes 

Bundesrecht, zu dessen Erlass dem Bund 

künftig wegen der Änderung der Artt. 74 

Abs. 1 oder 75 Abs. 1 GG die Zuständigkeit 

fehlt, als Bundesrecht so lange weiter gelten 

soll, wie die Länder keinen landesrechtlichen 

Ersatz geschaffen haben. 

Die angekündigten Regelungen sind auf Kri-

tik aus unterschiedlichsten Lagern gesto-

ßen. Einerseits wird vorgebracht, das Ende 

der beklagten Zersplitterung sei nicht ab-



 7 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 

 

CHINA 

MICHAEL KLOEPFER 

 

Juni 2006 

 

www.kas.de/china 

www.kas.de  

 

sehbar, im Gegenteil. Befürchtet wird 

daneben eine noch weiter ausufernde Bü-

rokratie66. Andere Stimmen befürchten hin-

gegen einen Standortwettbewerb zwischen 

den Bundesländern nach unten67. 

Ob und ggf. welche politischen Kompromis-

se hier gefunden werden, wird sich weisen. 

Der Föderalismus hat seine Kraft auch in 

umweltpolitischer und -rechtlicher Hinsicht 

bereits unter Beweis gestellt, wie im histori-

schen Abriss gezeigt. Es bleibt zu hoffen, 

dass ihm dazu die Möglichkeit auch weiter-

hin in einer sinnvoll und behutsam umges-

talteten Kompetenzordnung des Grundge-

setzes erhalten wird. 
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